
EuGH-Generalanwaltschaft wertet  
Abschalteinrichtungen als illegal
Die Generalanwaltschaft des Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) hat Ende April in einem 
Schlussantrag alle Abschalteinrichtungen in Die-
selfahrzeugen als illegal gewertet, sofern der 
Schadstoffausstoß dadurch im Normalbetrieb über 
den vorgeschriebenen Grenzwerten liegt. Ausnah-
men hiervon seien eng auszulegen. 
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Corona-Exit oder Datenschutz?
Tracing-App und digitaler Corona-Ausweis – die 
Digitaltechnik soll den Weg aus dem Corona-Lock-
down ebnen. Doch es gibt rechtliche Bedenken. 

6	 Wirtschaftsstabilisierungsfonds:  
Compliance-Aspekte könnten Zünglein  
an der Waage sein

4

Der kostenlose, monatliche 
Newsletter zu Sanierung, 

Restrukturierung, 
Insolvenzrecht

Fokussiert auf die Herausforderungen 
in der Praxis

Für Unternehmensberater, 
Rechts anwälte, Steuerberater, 

Wirtschaftsprüfer, Vorstände, Geschäfts-
führer, Aufsichtsräte und Unternehmer 

sowie alle Praktiker im Bereich Sanierung 
und Restrukturierung

NEU!

Hier anmelden!

www.sanierungsberater.de

Der Sanierungs
Berater-Online

Aufmacher

Verbandssanktionengesetz: Jetzt ist der Entwurf amtlich
Ende April hat das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Integrität in der Wirtschaft 
veröffentlicht. Darin enthalten auch das Gesetz zur Sanktionierung von ver-
bandsbezogenen Straftaten (Verbandssanktionengesetz – VerSanG). In die-
sem Beitrag gibt Jörg Bielefeld einen ersten Überblick zu den Änderungen 
gegenüber dem bisherigen nicht offiziell veröffentlichten Entwurf des VerSanG 
vom August 2019.

7

Gesetzgeber reagiert mit Änderung des 
Insolvenzrechts auf die Folgen der  
COVID-19-Pandemie
Am 27. März 2020 trat das Gesetz zur Abmilde-
rung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, 
Insolvenz- und Strafverfahrensrecht in Kraft. Der 
Beitrag erläutert die Auswirkungen des Gesetzes 
auf das Insolvenzrecht.
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Veranstaltungen	

16.09.2020 | Frankfurt am Main | Deutsche Compliance Konferenz

24. - 26.11.2020 | Düsseldorf | Datenschutzkonferenz 2020

https://compliance.ruw.de/newsletter/subscribe/settings.php
https://www.netzwerk-restrukturierung.de/abo/
https://veranstaltungen.ruw.de/veranstaltungen/compliance/deutsche-compliance-konferenz-2020
https://www.datenschutz-berater.de/dsk
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Verbandssanktionengesetz: Jetzt ist der Entwurf amtlich
Ende April hat das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz den Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der Integrität in der Wirtschaft veröffentlicht. Darin enthalten auch das Gesetz zur Sanktionierung von 
verbandsbezogenen Straftaten (Verbandssanktionengesetz – VerSanG). In diesem Beitrag gibt Jörg Bielefeld einen 
ersten Überblick zu den Änderungen gegenüber dem bisherigen nicht offiziell veröffentlichten Entwurf des  
VerSanG vom August 2019.

In der Büßerecke: Auf Unternehmen kommen mit dem nun offiziel-
len Entwurf zum VerSanG einige Änderungen zu.
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Gerade in Corona-Zeiten geht unter Anwälten 
das Bonmot um, dass man ja mit Abstand am 
besten sei. Die Verknüpfung von Abstandsregeln, 
Wortspielen und dem Reifegrad von Referente-
nentwürfen ist zugegebenermaßen etwas be-
müht, jedoch: Etwas über acht Monate vergingen 
vom 15. August 2019 bis zum 20. April 2020. Die 
beiden Daten beziehen sich auf den jeweiligen 
Bearbeitungsstand zweier Referentenentwürfe 
eines Gesetzespakets. Während der erste Entwurf, 
obschon von Insidern als „Presse-Entwurf“ be-
zeichnet, niemals offiziell vorgestellt wurde, ist der 
zweite Entwurf seit dem 22. April 2020 und damit 
pünktlich nach Redaktionsschluss zum Download  
verfügbar. Aus einem Entwurf eines Gesetzes „zur 
Bekämpfung der Unternehmenskriminalität“ ist 
ein solcher „zur Stärkung der Integrität in der 
Wirtschaft“ geworden.

Was beide Entwürfe eint: In deren Artikel 1 fin-
det sich jeweils der bereits auch im Compliance- 
Berater viel diskutierte Entwurf eines „Gesetzes 
zur Sanktionierung von verbandsbezogenen Straf-
taten“, des so genannten Verbandssanktionenge-
setzes (VerSanG-E).  

Was hat sich im VerSanG-E geändert? In ers-
ter Linie viele Kleinigkeiten. Manche davon sind 
klarstellender Natur. Dies beginnt schon mit § 1 
S. 1 VerSanG-E zu dessen Regelungsbereich: Nur 
Verbände, „deren Zweck auf einen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb gerichtet ist“, sind nach 
dem VerSanG-E zu sanktionieren. Dies schärft be-
wusst den Fokus auf Unternehmen. Während die 
Definitionen von Verbänden und der für sie tätigen 
Leitungspersonen unverändert bleiben, mildert 
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 VerSanG-E dezent die Bezeich-
nung des zu sanktionierenden Verhaltens: aus 
„Verbandsstraftat“ wurde „Verbandstat“. Eine 
schlaue Korrektur, wollten die Entwurfsverfasser 
doch von Anfang an gerade nicht von einem Un-
ternehmensstrafrecht sprechen. An der Mechanik 
ändert sich nichts: Weiterhin sind gerade Straf-
taten von Mitarbeitern relevanter Anknüpfungs-
punkt für Verbandssanktionen.

Eine echte Entschärfung ist ebenfalls umge-
setzt. Was sich schon Ende 2019 herumsprach, ist 
nun der einzige Grund dafür, dass der „neue“ Ver-
SanG-E einen Paragraphen weniger zählt als der 
Erstentwurf: Die „Todesstrafe für Unternehmen“, 
die der Erstentwurf als sogenannte Verbandsauf-
lösung vorsah und in § 14 näher definierte, ist 
ersatzlos gestrichen.

Weiterhin bemerkenswert: Es gibt kaum Än-
derungen bei den besonders zu belohnenden 

internen Untersuchungen (nun in §§ 16 bis 18 
VerSanG-E geregelt). Am bedeutendsten ist, dass 
die Milderung der Verbandssanktion nun keine 
„Kann“-, sondern eine „Soll-Vorschrift“ gewor-
den ist (§ 17 Abs. 1 VerSanG-E). Das bringt einen 
höheren Grad von Verbindlichkeit. Bei kumula-
tiver Erfüllung sämtlicher Vorgaben des § 17 ist 
ein Gericht in seinem Ermessen gebunden und 
soll eine Verbandsgeldsanktion um 50 % mildern  
(Entwurfsbegründung, Seite 98).

Ansonsten wurde Kosmetik betrieben: Die 
ehemals vorgesehenen sechs Prinzipien und drei 
Grundsätze (hierzu Bielefeld im Compliance- 
Berater 11/2019), die zur Erlangung einer Mil-
derung führen konnten, wurden vordergründig 
um ein Prinzip reduziert. Geblieben sind mit dem 
Aufklärungsprinzip, Trennungsprinzip, Unterwer-
fungsprinzip, Herausgabeprinzip und Fairnessprin-
zip zum Teil vielfach kritisierte und weitreichende 
Auflagen, die es zu erfüllen gilt. Die drei Grund-
sätze, wie mit Mitarbeitern bei Interviews im Zuge 
interner Untersuchungen umzugehen ist, bleiben 
ebenfalls unverändert. Der Informations- und Be-

ratungsgrundsatz sowie der Grundsatz der Selbst-
belastungsfreiheit sollen also auch weiterhin ein 
hohes Schutzniveau für Mitarbeiter garantieren. 
Stimmen von Praktikern, die auf Nachteile be-
züglich der Ergiebigkeit von Interviews hinwiesen, 
blieben damit bislang ungehört. Selbst das nun 
entfallene Complianceprinzip (ehem. § 18 Nr. 6) 
wird hinterrücks beibehalten: Die Entwurfsverfas-
ser führen es nun als „selbstverständlich“ in der 
Entwurfsbegründung an, da der Staat nur „ge-
setzestreues Verhalten mit einer Sanktionsmilde-
rung honorieren“ könne (Entwurfsbegründung,  
Seite 98).

Eine bereits zuvor schon logische Vorausset-
zung ist nun in § 17 Abs. 3 S. 2 VerSanG-E aus-
drücklich hervorgehoben: Gibt ein Unternehmen 
Ergebnisse zu spät heraus, ist eine Milderung nach 
§ 17 Abs. 1 VerSanG-E ausgeschlossen. Wer erst 
nach Eröffnung des Hauptverfahrens Unterlagen 
übergibt, der trägt vielleicht zur gerichtlichen, 
nicht aber zur vorherigen behördlichen Aufklä-
rung durch die Staatsanwaltschaft bei. Letztere 
wird vorab ohnehin Ergebnisse abfragen und an-
fordern. Non-Compliance wäre als Verstoß gegen 
Unterwerfungs- und Herausgabeprinzip schon 
ein Ausschlussgrund für eine Sanktionsmilderung 
nach § 17 Abs. 1 VerSanG-E.

Ungelöst bleibt die rechtspolitisch bereits im 
Frühjahr 2019 diskutierte Frage (Plenarprotokoll 
des Deutschen Bundestages, 19. Wahlperiode, 
Seite 11.476), ob Unternehmen es akzeptieren 
werden, sich bei internen Untersuchungen auf die 
im Entwurf vorgesehene Weise Staatsanwaltschaf-
ten zu unterwerfen, um einen Sanktionsnachlass 
von 50 % zu erreichen. Genügende Anreize zur 
Kooperation bei internen Untersuchungen und für 
eine bessere, wirksamere, kurz: wirklich gelebte 
Compliance haben die Entwurfsverfasser zwar 
geschaffen. Sie haben leider zugleich mit dem un-
verändert belassenen Herausgabeprinzip ein vom 
Risikopotential her kaum zu definierendes Gegen-
gewicht gesetzt, dass der Anreiz zur Kooperation 
gerade bei internen Untersuchungen in komplexe-
ren Fällen operativ äußerst mager ausfallen wird.

Wir können hoffen, dass die eingangs bemühte 
Corona-Abstandsregel für den weiteren Entste-
hungsprozess des von der Bundesregierung noch 
nicht beschlossenen VerSanG-E noch Fortschritte 
bringt: Das BMJV hat zahlreiche Verbände mit 
Schreiben vom 21. April 2020 aufgefordert, ihre 
Stellungnahmen zum Entwurf bis zum 12. Juni 
2020 einzureichen. Genug Zeit und Abstand zum 
Nachdenken und Nachbessern ist also vorhanden.BE
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Jörg Bielefeld ist Rechtsan-
walt und Partner bei BEITEN 
BURKHARDT in Frankfurt und 
München. Er leitet den Bereich 
Wirtschaftsstrafrecht und 
Compliance. 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_Staerkung_Integritaet_Wirtschaft.pdf
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_Staerkung_Integritaet_Wirtschaft.pdf
https://online.ruw.de/suche/cb/CB-Beitr-Kooper-mit-Strafverfo-nach-dem-Entwu-des--83f1bf730dadd226fa9a341078d3f711
https://online.ruw.de/suche/cb/CB-Beitr-Kooper-mit-Strafverfo-nach-dem-Entwu-des--83f1bf730dadd226fa9a341078d3f711
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_Staerkung_Integritaet_Wirtschaft.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btp/19/19095.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btp/19/19095.pdf
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EuGH-Generalanwaltschaft wertet  
Abschalteinrichtungen als illegal

Die Generalanwältin des EuGH, Eleanor Sharps-
ton, hatte deutlich gemacht, dass die vom Herstel-
ler angeführte Begründung, Verschmutzung und 

Verschleiß des Motors durch eine Abschaltein-
richtung zu verhindern, nicht ausreiche, um deren 
Legitimität zu begründen. Etwas anderes könne 

nach der EU-Verordnung 715/2017 nur gelten, 
wenn „die Einrichtung notwendig ist, um den 
Motor vor Beschädigung oder Unfall zu schützen 
und um den sicheren Betrieb des Fahrzeugs zu 
gewährleisten“. Diese Ausnahme sei jedoch eng 
auszulegen: 

Zwar sei nicht auszuschließen, dass die Funkti-
on eines Emissionskontrollsystems die Lebensdau-
er oder die Zuverlässigkeit des Motors (langfristig) 
negativ beeinflussen kann, aber dieser Umstand 
rechtfertigt es keineswegs, dieses System beim 
normalen Fahrzeugbetrieb unter normalen Nut-
zungsbedingungen zu deaktivieren, nur um den 
Motor gegen seinen Verschleiß oder seine fort-
schreitende Verschmutzung zu schützen.

Die Generalanwältin ist der Ansicht, dass „nur 
unmittelbare Beschädigungsrisiken, die die Zu-
verlässigkeit des Motors beinträchtigen und eine 
konkrete Gefahr bei der Lenkung des Fahrzeugs 
darstellen, das Vorhandensein einer Abschaltein-
richtung rechtfertigen können“. 

Festzustellen, ob eine Abschaltvorrichtung un-
ter diese Ausnahme fällt, sei Sache des nationalen 
Gerichts. 

Der erste Verhandlungstermin in den sogenann-
ten VW-Verfahren (VI ZR 252/19) vor dem Bundes- 
gerichtshof fand am 5. Mai 2020 statt. Verkün-
dungstermin ist der 25. Mai 2020.

chk

Dieselskandal: Seit 
Jahren erhitzt er die 
Gemüter – schon 2017 
traten Demonstranten 
beim „Diesel-Gipfel“ mit 
Mundschutz auf.  
Damals noch, um ihre 
Kritik an der Belastung 
durch Dieselabgase zu 
verbildlichen. 
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Die Generalanwaltschaft des Europäischen Gerichtshof (EuGH) hat Ende 
April in einem Schlussantrag alle Abschalteinrichtungen in Dieselfahrzeugen 
als illegal gewertet, sofern der Schadstoffausstoß dadurch im Normal- 
betrieb über den vorgeschriebenen Grenzwerten liegt. Ausnahmen hiervon 
seien eng auszulegen. 

https://www.juris.de/jportal/allianz/nav/produktdetailsseiten/compliance?id=produktdetails_52439.jsp&utm_source=newsletter&utm_medium=display&utm_campaign=dfv_compliance_online_7.5.20&utm_content=pmcomplianceprem
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=pm&Datum=2019&nr=102260
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Corona-Exit oder Datenschutz?
Tracing-App und digitaler Corona-Ausweis – die Digitaltechnik soll den 
Weg aus dem Corona-Lockdown ebnen. Doch es gibt rechtliche Bedenken. 
Macht der Datenschutz den Unternehmen und der Politik einen Strich  
durch die Rechnung?

Je länger der Stillstand des öffentlichen Le-
bens andauert und je spürbarer vor allem die 
wirtschaftlichen Folgen werden, desto mehr 
Hoffnungen richten sich auf digitale Lösungen, 
die eine Beschleunigung auf dem Weg zurück in 
die Normalität versprechen. Seit Wochen im Mit-
telpunkt der Diskussion steht das Konzept einer  
„Tracing-App“, die mittels der Bluetooth-Funktion 
des Smartphones potentiell infektionsrelevante 
Kontakte mit anderen App-Nutzern erfasst und 
für einen bestimmten Zeitraum speichert. Wird bei 
dem Nutzer der App eine Infektion festgestellt, 
können die gespeicherten Kontaktpersonen umge-
hend per Push-Nachricht informiert werden. Da-
durch sollen Infektionsketten schnell und effizient 
unterbunden werden. Ein zweiter digitaler Bau-
stein für die Lockerung von Beschränkungen der 

Bewegungsfreiheit und des Arbeitslebens könnte 
der „digitale Corona-Ausweis“ sein, den jüngst 
ein Konsortium von Tech-Unternehmen vorgestellt 
hat. Diese auf Blockchain-Technologie basierende 
Lösung soll den manipulationssicheren Nachweis 
einer überstandenen COVID-19-Infektion oder 
eines negativen Virustests ermöglichen. Für den 
Inhaber eines solchen „Ausweises“, der ebenfalls 
die Form einer App annehmen dürfte, könnte das 
die Voraussetzung für die Rückkehr zum Arbeits-
platz oder in ein normales soziales Leben schaffen.

Auf jede Vorstellung solcher Konzepte folgt ver-
lässlich der mahnende Hinweis, dass die Vorgaben 
des Datenschutzrechts unbedingt einzuhalten sei-
en. Offen bleibt dabei, wie diese Vorgaben ausse-
hen und ob sie am Ende den Einsatz von Tracing- 
und Ausweis-Apps überhaupt zulassen. Einige 
Klarstellungen sind daher angebracht: 

Eindeutig sind zunächst die Anforderungen an 
die technische Ausgestaltung der Apps. Es gilt 
nach der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
der Grundsatz „Privacy by Design“, d.h. jede tech-
nische Lösung muss so konzipiert sein, dass nur so 
wenige personenbezogene Daten wie unbedingt 
nötig so missbrauchssicher wie möglich verarbei-
tet werden. Verfahren zur Anonymisierung oder 
Pseudonymisierung sowie zur Verschlüsselung 

von Daten sind anzuwenden, soweit das tech-
nisch möglich ist und den Zweck der App nicht 
infrage stellt. Die Entwickler der angesprochenen 
Tracing-Apps und digitalen Corona-Ausweise ver-
sprechen in dieser Hinsicht vorbildliche Lösungen.

Mehr Verwirrung herrscht hinsichtlich der da-
tenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen für den 
Einsatz von Corona-Apps. Oft ist zu hören, das  
Datenschutzrecht erlaube nur die freiwillige Nut-
zung solcher technischen Lösungen. Daran ist 
richtig, dass der mündige Bürger mit seiner Ein-
willigung im Prinzip jede Form der Datenverarbei-
tung legitimieren kann, auch wenn es um sensible 
Gesundheitsdaten geht. Wirksam ist eine solche 
Einwilligung nur, wenn sie freiwillig erteilt wird, 
wobei Freiwilligkeit die Freiheit von rechtlichem 
oder tatsächlichem Zwang meint. Davon kann 
keine Rede sein, wenn die Zustimmung zur Daten-
verarbeitung in einer App zur Voraussetzung dafür 
gemacht wird, dass eine Ausgangssperre aufgeho-
ben wird oder der Betroffene an seinen Arbeits-
platz zurückkehren kann.

Heißt das, Unternehmen dürfen den Zugang zum 
Betriebsgelände für Mitarbeiter unter keinen Um-
ständen vom (digitalen) Nachweis der Infektions- 
freiheit abhängig machen? Nein. Denn das Da-
tenschutzrecht kennt eben nicht nur die freiwil-
lige Einwilligung als Rechtsgrundlage für die 
Datenverarbeitung. § 26 des Bundesdatenschutz-
gesetzes erlaubt Arbeitgebern die Verarbeitung von  
Beschäftigtendaten auch ohne Einwilligung, so-
weit das für Zwecke des Beschäftigungsverhältnis-
ses erforderlich ist. Angesichts der Fürsorgepflicht 
des Arbeitgebers für die gesamte Belegschaft und 
der Gefahr, dass die Infektion eines Arbeitneh-
mers die Schließung ganzer Abteilungen nach sich 
ziehen kann, besteht damit eine ausreichende 
Rechtsgrundlage z.B. für die Forderung nach der 
Vorlage eines digitalen Corona-Ausweises am 
Werkstor. 

Demgegenüber lässt sich eine allgemeine Pflicht 
zur Nutzung einer Tracing-App auf der Grundla-
ge des geltenden Rechts nicht begründen. Auch 
das bedeutet aber nicht, dass der Datenschutz 
einer solchen Nutzungspflicht unüberwindbar 
entgegensteht. Wenn sich herausstellen soll-
te, dass der Anteil der freiwilligen Nutzer einer  
Tracing-App an der Bevölkerung nicht das Quorum 
erreicht, das für eine effektive Unterbrechung 
von Infektionsketten erforderlich ist, müsste der 
Gesetzgeber entscheiden, ob und unter welchen 
Voraussetzungen ein Nutzungszwang angeordnet 
werden soll. Zu einem solchen Eingriff ermächtigt 
die DSGVO die nationalen Gesetzgeber ausdrück-
lich, wenn es um die Wahrung wichtiger Gemein-
wohlinteressen geht und die Verhältnismäßigkeit 
der Mittel gewahrt bleibt. Letztlich ist es also Auf-
gabe der Politik, den Einsatz digitaler Lösungen zur 
Bewältigung der aktuellen Krise und zur Wahrung 
der Grundrechte auf Bewegungs- und (wirtschaft-
liche) Betätigungsfreiheit in einen angemessenen 
Ausgleich mit dem Datenschutz zu bringen.	
                                         Dr. Christian Hamann

Dr. Christian Hamann ist Partner 
im Berliner Büro von Gleiss Lutz. 
Er beschäftigt sich seit mehr 
als 20 Jahren intensiv mit dem 
Datenschutzrecht und berät 
nationale und internationale 
Mandanten zu allen Fragen des 
Umgangs mit personenbezogenen 
Informationen. 
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COVIDSafe: In Australien ist die Tracing-App des dortigen Gesundheitsministeriums bereits seit Ende April im Einsatz.
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�  Kurzcharakteristik 
Der Sanierungsberater ist eine interdisziplinäre Fachzeitschrift, die in jedem Quartal über die aktuellen Entwicklungen 
sowohl im Bereich der Sanierung und Restrukturierung als auch im Insolvenzrecht berichtet. Die Zeitschrift informiert über alle 
relevanten Entwicklungen im internationalen, europäischen und deutschen Recht sowie der nationalen und internationalen 
Betriebswirtschaftslehre. 

�  Newsletter  
Sanierungsberater Online ist der informative Newsletter, der monatlich über die aktuellsten Meldungen sowohl im Bereich 
der Sanierung und Restrukturierung als auch im Insolvenzrecht berichtet und dabei ganz auf die Herausforderungen in der 
Praxis fokussiert ist. Die Online-Zeitschrift ist auf der Plattform www.sanierungsberater.de frei abrufbar, die zudem alle 
Meldungen und Entwicklungen rund um das Thema Sanierung verö� entlicht.

�  Zielgruppe  
Unternehmensberater, Rechtsanwälte, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Vorstände, Geschäftsführer, Aufsichtsräte und 
Unternehmer sowie alle Praktiker im Bereich Sanierung und Restrukturierung.

Der Sanierungsberater  | Betriebs-Berater für Interimsmanagement und Restrukturierung
kundenservice@ruw.de

www.sanierungsberater.de

3 Monate Testlesen mit gratis Onlinezugang!

�  Testabo: 3 Monate kostenlos lesen + 
1 Zugang zur Online-Datenbank

  Sie erhalten die nächste Ausgabe der Fachzeitschrift  „Der Sanierungsberater“ kostenlos. Falls Ihnen „Der Sanierungs-
berater“ gefällt, brauchen Sie nichts weiter zu unternehmen. Wenn Sie nicht innerhalb der Testzeit abbestellen, 
beginnt im Anschluss ein Jahresabo. Zunächst für ein Jahr (4 Ausgaben) zum Vorzugspreis von derzeit 212,29 € inkl. 
aller Gebühren und MwSt. in Deutschland und anschließend bis auf Widerruf zum jeweils gültigen Jahrespreis. Das 
Abonnement kann bis 3 Monate vor Ablauf des Bezugszeitraumes schriftlich bei der Deutscher Fachverlag GmbH, 
Mainzer Landstr. 251, 60326 Frankfurt am Main gekündigt werden. Liegt dem Verlag zu diesem Zeitpunkt keine 
Abbestellung vor, verlängert sich das Abonnement automatisch um ein weiteres Jahr. Die Abonne mentgebühren sind 
im Voraus nach Erhalt der Rechnung zahlbar.

�  Jahresabo: 4 Ausgaben + 1 Zugang zur Online-Datenbank
  Sie erhalten die nächsten 4 Ausgaben der Fachzeitschrift „Der Sanierungsberater“ sowie den Zugang zur Online-

Datenbank. Der Abonnementvertrag wird für mindestens ein Jahr abgeschlossen. Das Abonnement kann jederzeit 
bis 3 Monate vor Ablauf des Bezugszeitraumes schriftlich bei der Deutscher Fachverlag GmbH, Mainzer Landstr. 
251, 60326 Frankfurt am Main gekündigt werden. Liegt dem Verlag zu diesem Zeitpunkt keine Abbestellung vor, 
verlängert sich das Abonnement automatisch um ein weiteres Jahr. Die Abonnementgebühren sind im Voraus nach 
Erhalt der Rechnung zahlbar und betragen 212,29 € inkl. aller Gebühren und MwSt. in Deutschland.

Sichern Sie sich Ihr individuelles Vorteilsangebot und 
bestellen Sie jetzt  „Der Sanierungsberater“:

Per Faxantwort an 069 7595-2770

Name:

Firma:

Straße:

PLZ | Ort:

Telefon:

E-Mail:

Datum | Unterschrift:

www.ruw.de/abo/abos/der-sanierungsberater
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Wirtschaftsstabilisierungsfonds: Compliance-Aspekte 
könnten Zünglein an der Waage sein
Um die dramatischen Folgen der Corona-Pandemie für die deutsche Wirtschaft abzufedern, hat der Bund Ende 
März einen milliardenschweren Stabilisierungsfonds aufgelegt. Der Beitrag beschreibt die Voraussetzungen, unter 
denen Unternehmen Fördermöglichkeiten erhalten. Auch Compliance-Aspekte dürften hierbei eine Rolle spielen.

Compliance könnte bei der Vergabe der Förderung durch den Wirtschaftsstabilisierungsfonds das Zünglein an der Waage sein.
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Corona hat Deutschland und seine Volkswirt-
schaft fest im Griff. Erste Unternehmen, die den 
bereits mehrere Wochen andauernden Shutdown 
nicht überstanden haben, melden Insolvenz an 
(siehe zum Thema Insolvenz auch den Beitrag 
auf Seite 7). 

Um die immensen Auswirkungen und Verwer-
fungen für die deutsche Wirtschaft abzufedern, 
hat der Bund ein ganzes Bündel an stabilisieren-
den Maßnahmen auf den Weg gebracht. Dazu ge-
hört auch die Errichtung eines milliardenschweren 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF). 

Dieser Fonds soll der Stabilisierung von Unter-
nehmen der Realwirtschaft dienen. Er will Liqui-
ditätsengpässe überwinden und Rahmenbedin-
gungen für eine Stärkung der Kapitalbasis von 
Unternehmen schaffen, deren Bestandsgefähr-
dung erhebliche Auswirkungen auf die Wirtschaft, 
die technologische Souveränität, Versorgungssi-
cherheit, kritische Infrastrukturen oder den Ar-
beitsmarkt hätte. Förderfähig sind Unternehmen, 
wenn sie in den letzten beiden Geschäftsjahren 
vor dem 1. Januar 2020
-	 eine Bilanzsumme von mehr als 43 Millionen 
Euro und  

-	 einen Umsatz von mehr als 50 Millionen Euro 
ausgewiesen sowie 
-	 durchschnittlich mehr als 249 Arbeitnehmer be-
schäftigt haben, 

wobei es genügt, dass zwei dieser drei Kriterien 
erfüllt sind. Unternehmen des Finanzsektors und 
Kreditinstitute sind von diesen Maßnahmen aus-
geschlossen.

Dem WSF stehen zwei bis zum 31. Dezember 
2021 befristete Stabilisierungsmaßnahmen zur 
Verfügung:

Erstens darf der WSF Garantien bis zur Höhe 
von 400 Milliarden Euro für Verbindlichkeiten von 
Unternehmen übernehmen, die seit dem 28. März 
2020 begründet worden sind. 

Zweitens kann sich der WSF „an der Rekapita-
lisierung von Unternehmen beteiligen“. Im Fokus 
stehen dabei nachrangige Schuldtitel, Hybridan-
leihen, Genussrechte, stille Beteiligungen, Wande-
lanleihen und Unternehmensanteile. Das Volumen 
dieser Rekapitalisierung beläuft sich auf 100 Mil-
liarden Euro. Rekapitalisierungen können auch für 
Unternehmen in Betracht kommen, die seit 2017 in 
mindestens einer abgeschlossenen Finanzierungs-
runde von privaten Kapitalgebern mit einem Un-
ternehmenswert von mindestens 50 Millionen Euro 
bewertet wurden. 

Die Stabilisierungsmaßnahmen sollen zu ange-
messenen Gegenleistungen erfolgen und sind als 
ultima ratio gedacht. Das bedeutet, dass Unterneh-
men sie nur erhalten, wenn keine anderweitigen 
Finanzierungsmöglichkeiten gegeben sind. Zudem 
muss durch die Stabilisierungsmaßnahme eine 
klare eigenständige Fortführungsperspektive nach 
Überwindung der Corona-Pandemie bestehen. 

Ansprechpartner für die Gewährung von Stabi-
lisierungsmaßnahmen ist das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie. Die Entscheidung über 
die konkrete Gewährung trifft das Bundesminis-
terium der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie auf 
Antrag des Unternehmens nach pflichtgemäßem 
Ermessen. Zu den Ermessenskriterien zählen unter 
anderem die Bedeutung des Unternehmens für die 
Wirtschaft Deutschlands, die Dringlichkeit sowie 
die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und den 
Wettbewerb. Europarechtliche Vorgaben und Be-
schlüsse zu staatlichen Beihilfen sind zu beachten. 

Um diese Stabilisierungsmaßnahmen zu erhal-
ten, müssen Unternehmen gut geführt werden. 
Das Gesetz spricht von einer „soliden und um-
sichtigen Geschäftspolitik“. Sie sollen – so heißt 
es nahtlos weiter – insbesondere einen Beitrag 
zur Stabilisierung von Produktionsketten und zur 
Sicherung von Arbeitsplätzen leisten. Auch wenn 
sich noch keine gängige Praxis herausbilden konn-
te, könnten über den Begriff der soliden und um-
sichtigen Geschäftspolitik auch Compliance- und 
Nachhaltigkeitsaspekte zu berücksichtigen sein. 
Möglich erscheint es auch, dass Corporate-Go-
vernance-Themen einfließen, wie sie im kürzlich 
novellierten Deutschen Corporate Governance 
Kodex (DCGK) 2020 oder im Public Corporate 
Governance Kodex des Bundes (PCGK) enthalten 
sind. Eine spannende Frage wird auch sein, ob 
Unternehmen, die sich in der Vergangenheit nicht 
„compliant“ verhalten haben oder gerade eine 
Internal Investigation zur Aufklärung von etwai-
gen Compliance-Verstößen durchführen, als nicht 
förderfähig angesehen werden. Jedenfalls kann 
man heute schon sagen, dass eine gelebte Com-
pliance-Kultur die Chancen für einen erfolgreichen 
Antrag nicht verschlechtert. 

Es bleibt festzuhalten: Der WSF soll zur Sta-
bilisierung der deutschen Realwirtschaft Unter-
nehmen finanziell über Garantien, Eigenkapital 
oder eigenkapitalähnliche Instrumente unter-
stützen. Im unternehmenspolitischen Fokus 
steht die notwendige Absicherung von Produk-
tionsketten und Arbeitsplätzen. Im Gegenzug 
verpflichten sich die begünstigten Unternehmen 
zu einer gesunden Unternehmensführung und 
gewähren dem staatlichen WSF bestimmte Ein-
flussmöglichkeiten. Compliance-Aspekte dürf-
ten auch hier zum Tragen kommen und viel-
leicht auch in dem ein oder anderen Fall das  
Zünglein an der Waage sein.	  
                                                Dr. Thomas Mühl

Dr. Thomas Mühl ist Rechts-
anwalt und Principal Counsel 
bei der Wirtschaftskanzlei CMS 
Deutschland. Er berät bei Mergers 
& Acquisitions, Umwandlungen 
und Unternehmensverträgen 
sowie bei gesellschaftsrechtlichen 
Streitigkeiten. 
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Autor, Berater und Referent für Compliance-Themen; Heiko Wendel, Rolls-Royce 
Power Systems AG; Dietmar Will, Audi AG. 
Jahresabonnement: kostenlos
Erscheinungsweise: monatlich (10 Ausgaben pro Jahr)
Layout: Uta Struhalla-Kautz, SK-Grafik, www.sk-grafik.de
Jede Verwertung innerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist  
ohne Zustimmung des Verlages unzulässig und strafbar. Das gilt insbesondere für
Vervielfältigungen, Bearbeitungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die
Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.
Keine Haftung für unverlangt eingesandte Manuskripte. Mit der Annahme zur
Alleinveröffentlichung erwirbt der Verlag alle Rechte, einschließlich der Befugnis
zur Einspeisung in eine Datenbank.

© 2020 Deutscher Fachverlag GmbH, Frankfurt am Main

Gesetzgeber reagiert mit Änderung des Insolvenzrechts 
auf die Folgen der COVID-19-Pandemie
Am 27. März 2020 trat das Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und 
Strafverfahrensrecht in Kraft. Der Beitrag erläutert die Auswirkungen des Gesetzes auf das Insolvenzrecht.

Anpassung an die Folgen der Pandemie: Ohne das neue Gesetz 
wäre eine Welle an Insolvenzverfahren zu erwarten gewesen.
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Eine der wesentlichen Regelungen des neuen 
Gesetzes ist die Aussetzung der strafbewehrten 
Insolvenzantragspflicht nach § 15a InsO zunächst 
vom 1. März 2020 bis zum 30. September 2020. 
Die Regelung will verhindern, dass Unternehmen, 
bei denen die von der Bundesregierung beschlos-
senen Hilfen nicht rechtzeitig ankommen, nur aus 
diesem Grund Insolvenz anmelden müssen. Die 
reguläre Drei-Wochen-Frist der Insolvenzordnung 
ist für diese Fälle zu kurz bemessen.

Geschäftsführer und Vorstände einer Kapital- 
gesellschaft und von Personengesellschaften 
ohne natürliche Person als persönlich haftenden 
Gesellschafter trifft die Pflicht, einen Insolvenz-
antrag unverzüglich zu stellen, wenn die Gesell-
schaft insolvenzreif wird, also Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung eingetreten sind. Abwarten 
können Geschäftsleiter mit der Insolvenzan-
tragsstellung maximal drei Wochen ab Eintritt 
der Insolvenzreife und das auch nur dann, wenn 
der Insolvenzgrund innerhalb der drei Wochen 
nachhaltig beseitigt werden kann (etwa durch 
frische Liquidität oder Forderungsverzichte der 
Gläubiger). Verstöße führen zu einer persönlichen  
Haftung und auch zur Strafbarkeit der Geschäfts-
leiter.

Ohne das neue Gesetz wäre eine Welle an In-
solvenzverfahren zu erwarten gewesen. Zum einen 
hätte es zu Kettenreaktionen zwischen den Unter-
nehmen führen können, da der Zahlungsausfall ei-
nes Schuldners für den Gläubiger oft zugleich auch 
bedeutet, dass er seine eigenen Gläubiger nicht 
mehr bezahlen kann. Zum anderen hätten die zu-
ständigen Insolvenzgerichte die Flut an Insolvenz-

anträgen kaum zeitgerecht bearbeiten können. 
Auch wären die Kapazitäten der Insolvenzverwal-
ter voraussichtlich schnell ausgeschöpft gewesen. 
Im Ergebnis hätte es nicht nur eine nie dagewe-
sene Vielzahl an Insolvenzen gegeben, deren Ab-
wicklung wäre vermutlich auch alles andere als op-
timal verlaufen. Wie im Gesundheitssystem musste 
also auch hier die Kurve abgeflacht werden.

Durch die Neuregelung wird die Insolvenzan-
tragspflicht im Regelfall bis zum 30. September 
2020 ausgesetzt. Dies soll nur dann nicht greifen, 
wenn die Insolvenzreife nicht auf den Folgen der 
COVID-19-Pandemie beruht oder generell keine 
Aussichten auf Beseitigung der Zahlungsunfähig-
keit bestehen. Dabei wird die Vermutungsregel 
aufgestellt, dass die Insolvenzreife auf den Aus-
wirkungen der Pandemie beruht und Aussichten 
auf Beseitigung der Zahlungsunfähigkeit beste-
hen, wenn der Schuldner zum 31. Dezember 2019 
noch nicht zahlungsunfähig gewesen ist.

Neben der Antragspflicht der Organe der späte-
ren Insolvenzschuldnerin werden auch Insolvenz- 
anträge von Gläubigern durch die Änderungen 
eingeschränkt. Für Gläubigeranträge, die inner-
halb von drei Monaten ab Inkrafttreten des Geset-
zes gestellt werden, wird vorausgesetzt, dass der 
Insolvenzgrund bereits am 1. März 2020 vorlag. 
Wenngleich die Hürden für einen Gläubigerantrag 
schon bisher hoch waren, so sind sie nach der 
Neuregelung praktisch ausgeschlossen.

Insgesamt wird durch diese Regelungen die 
Zahl der Insolvenzanträge zumindest vorüberge-
hend verringert werden. Neben den Regelungen 
zur Insolvenzantragspflicht beziehungsweise dem 
Insolvenzantragsrecht werden auch noch weitere 
zwingend mitbetroffene Bereiche geregelt.

Ist die Insolvenzantragspflicht ausgeschlossen, 
wird auch das Risiko einer künftigen Insolvenzan-
fechtung erheblich reduziert. Die Rückgewähr von 
im Aussetzungszeitraum gewährten Krediten ist 
künftig insolvenzfest möglich. Kreditgewährung 
und Besicherung solcher Kredite gelten auch nicht 
als sittenwidrige Beihilfe zur Insolvenzverschlep-
pung. Selbst die Rückführung von Gesellschafter-
darlehen – nicht aber die Besicherung – genießt 
Schutz vor späterer Anfechtung, was Finanzie-
rungsanreize für Gesellschafter schafft.

Wird die Insolvenzantragspflicht ausgesetzt, 
werden auch die gesellschaftsrechtlichen Zah-
lungsverbote gelockert. Diese sind nach bisheri-
gem Recht sehr streng. Führt ein Geschäftsführer 
nach Eintritt der Insolvenzreife noch Zahlungen 
aus oder lässt diese zu, haftet er hierfür persön-
lich. Nach der Neuregelung sind diese Zahlungs-

verbote nicht grundsätzlich suspendiert. Aber 
Zahlungen, die im ordnungsgemäßen Geschäfts-
gang erfolgen, insbesondere solche Zahlungen, 
die der Aufrechterhaltung oder Wiederaufnahme 
des Geschäftsbetriebs oder der Umsetzung eines 
Sanierungskonzepts dienen, gelten dann als mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissen-
haften Geschäftsleiters vereinbar und lösen keine 
Haftung aus. Wo genau die Grenzen des neuen 
Sorgfaltsmaßstabs verlaufen, wird die Rechtspre-
chung künftig klären müssen. Dabei wird der Ge-
setzeszweck heranzuziehen sein. Das Ziel des Ge-
setzgebers ist es, dass Geschäftsführer sich um die 
Bewältigung der Folgen der COVID-19-Pandemie 
kümmern können, ohne zugleich eine persönliche 
Haftung fürchten zu müssen.	

Dr. Alexandra Schluck-Amend

Dr. Alexandra Schluck-Amend ist 
Rechtsanwältin und Partnerin 
im Stuttgarter Büro bei CMS 
Deutschland und leitet den 
Geschäftsbereich Restrukturierung 
und Insolvenz. Sie berät insbe-
sondere bei Restrukturierungen 
und Sanierungen innerhalb und 
außerhalb der Insolvenz.
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